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Grundsatz der Gestaltungsanerkennung Grundsatz der Gestaltungsanerkennung 
(1.36 OECD(1.36 OECD--VPG)VPG)

1.361.36 Die PrDie Prüüfung, die eine Steuerverwaltung hinsichtlich eines fung, die eine Steuerverwaltung hinsichtlich eines 
GeschGeschääftes zwischen verbundenen Unternehmen vornimmt, sollte vom ftes zwischen verbundenen Unternehmen vornimmt, sollte vom 
tatstatsäächlich abgewickelten Geschchlich abgewickelten Geschääft ausgehen, und zwar so, wie es von ft ausgehen, und zwar so, wie es von 
ihnen gestaltet worden ist, unter Verwendung der vom ihnen gestaltet worden ist, unter Verwendung der vom 
Steuerpflichtigen angewendeten Methoden, soweit diese mit den inSteuerpflichtigen angewendeten Methoden, soweit diese mit den in den den 
Kapiteln II und III beschriebenen Methoden im Einklang stehen. Kapiteln II und III beschriebenen Methoden im Einklang stehen. 
Abgesehen von auAbgesehen von außßergewergewööhnlichen Situationen sollte die hnlichen Situationen sollte die 
Steuerverwaltung daher die tatsSteuerverwaltung daher die tatsäächlichen Geschchlichen Geschääfte nicht fte nicht 
unberunberüücksichtigt lassen oder diese durch andere Geschcksichtigt lassen oder diese durch andere Geschääfte ersetzen. fte ersetzen. 
Eine derartige Umqualifizierung legitimer GeschEine derartige Umqualifizierung legitimer Geschääfte wfte wääre vre vööllig llig 
willkwillküürlich, und dieses Vorgehen kann zu einer Doppelbesteuerung rlich, und dieses Vorgehen kann zu einer Doppelbesteuerung 
ffüühren, wenn die beiden Steuerverwaltungen sich hren, wenn die beiden Steuerverwaltungen sich üüber die Gestaltung ber die Gestaltung 
des Geschdes Geschääfts nicht einig sind. fts nicht einig sind. 
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Umqualifizierung (1.37 OECDUmqualifizierung (1.37 OECD--VPG)VPG)
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1.37 Unter zwei besonderen Umständen kann es jedoch für eine 
Steuerverwaltung ausnahmsweise angemessen und legitim sein, die von 
einem Steuerpflichtigen gewählte Gestaltung von 
Geschäftsbeziehungen mit einem verbundenen Unternehmen außer acht 
zu lassen. 

Der erste Umstand liegt dann vor, wenn sich der wirtschaftliche Gehalt 
eines Geschäfts von seiner äußeren Form unterscheidet. ……… …..

Der zweite Umstand liegt dann vor, wenn zwar Form und Gehalt des
Geschäftes übereinstimmen, aber die im Zusammenhang mit dem 
Geschäft getroffenen Vereinbarungen in ihrer Gesamtheit betrachtet 
von jenen abweichen, die unabhängige Unternehmen in wirtschaftlich 
vernünftiger Weise getroffen hätten und wenn die tatsächlich 
gewählte Gestaltung der Steuerverwaltung im Ergebnis die Möglichkeit 
nimmt, einen angemessenen Verrechnungspreis zu bestimmen. 

RechtsgrundlagenRechtsgrundlagen

OECDOECD--VerrechnungspreisgrundsVerrechnungspreisgrundsäätze (Atze (AÖÖFV. Nr. FV. Nr. 
14/1996)14/1996)

Anerkennung gewAnerkennung gewäählter Gestaltungen (1.36 OECDhlter Gestaltungen (1.36 OECD--VPG)VPG)
•• FremdunFremdunüüblichkeit ist daher fblichkeit ist daher füür sich allein kein Grund fr sich allein kein Grund füür eine steuerliche r eine steuerliche 

Umqualifizierung (208 Business Umqualifizierung (208 Business RestructuringRestructuring Report)Report)

Umqualifizierung  im Ausnahmefall  (1.37 OECDUmqualifizierung  im Ausnahmefall  (1.37 OECD--VPG)VPG)
•• Wirtschaftliche BetrachtungsweiseWirtschaftliche Betrachtungsweise
•• FremdunFremdunüüblichkeit + fehlende Mblichkeit + fehlende Mööglichkeit einer Verrechnungspreiskorrekturglichkeit einer Verrechnungspreiskorrektur

ÖÖsterreichische Rechtsgrundlagensterreichische Rechtsgrundlagen
ffüür Umqualifizierungenr Umqualifizierungen
•• ScheingeschScheingeschääfte (fte (§§ 23 BAO)23 BAO)
•• Rechtsmissbrauch (Rechtsmissbrauch (§§ 22 BAO)22 BAO)
•• EinkEinküünftezurechnungnftezurechnung ((§§ 2 EStG, 2 EStG, §§ 7 7 KStGKStG, , RzRz 104 104 EStREStR ))

FFüür Verrechnungspreiskorrekturenr Verrechnungspreiskorrekturen
•• §§ 6 Z 6 EStG bzw. 6 Z 6 EStG bzw. §§ 8 8 KStGKStG
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ScheingeschScheingeschääfte/Scheinhandlungenfte/Scheinhandlungen

Scheingeschäfte
Willenserklärungen, die einem anderen gegenüber mit dessen 
Einverständnis zum Schein abgegeben werden; das nach außen 
vorgegebene Geschäft ist daher nicht gewollt und wird daher auch 
zivilrechtlich nicht wirksam (§ 916 Abs. 1, erster Satz, ABGB) und 
ist daher auch für die Abgabenerhebung ohne Bedeutung (§ 23 
BAO). 

Scheinhandlungen
Sie bestehen in aller Regel aus einer Summe von einzelnen 
Handlungsschritten, die etwas vortäuschen, was in dieser Art nicht 
gewollt ist (siehe in diesem Sinn VwGH 3.7.1969, 372/69); auch sie 
sind für die Abgabenerhebung ohne Bedeutung (§ 23 BAO).

66

VwGHVwGH 19.3.74, 1527/7219.3.74, 1527/72

ScheingeschScheingeschääfte/Scheinhandlungenfte/Scheinhandlungen



77

Zahlung Zahlung üüberhberhööhter Entgeltehter Entgelte in eine Steueroasein eine Steueroase
Nicht offen gelegte Nebenabrede, die dem Zahlenden das Nicht offen gelegte Nebenabrede, die dem Zahlenden das 
VerfVerfüügungsrecht gungsrecht üüber den Mehrbetrag sichert (ber den Mehrbetrag sichert (VwGHVwGH 19.3.1974; 19.3.1974; 
äähnlich auch hnlich auch VwGHVwGH 26.9.2000, 98/13/0216). 26.9.2000, 98/13/0216). 

Andere Andere ungewungewööhnliche Umsthnliche Umstäändende bei Steueroasenbeziehungenbei Steueroasenbeziehungen
UngewUngewööhnliche Darlehensaufnahme eines Vergnhnliche Darlehensaufnahme eines Vergnüügungsbetriebes gungsbetriebes 
((VwGHVwGH 22.6.76, 1832/75) zur Verschleierung von Schwarzums22.6.76, 1832/75) zur Verschleierung von Schwarzumsäätzen; tzen; 
Beratungshonorar unter ungewBeratungshonorar unter ungewööhnlichen Umsthnlichen Umstäänden ist ein nden ist ein 
Scheinhonorar (Scheinhonorar (VwGHVwGH 21.6.2003, 97/14/044); blo21.6.2003, 97/14/044); bloßß mmüündlicher Vertrag ndlicher Vertrag 
üüber die Vermietung einer Motoryacht an eine ber die Vermietung einer Motoryacht an eine OffOff--ShoreShore--GesellschaftGesellschaft in in 
Gibraltar (Gibraltar (VwGHVwGH 24.10.2005, 2001/13/0263).24.10.2005, 2001/13/0263).

ScheingeschScheingeschääft verlangt gemeinsamen Vorsatz der Vertragsteileft verlangt gemeinsamen Vorsatz der Vertragsteile
Vertragsteile sind  der Vertragsteile sind  der StpflStpfl und die Steueroasengesellschaft (und die Steueroasengesellschaft (VwGHVwGH
12.9.2001, 99/13/0166). 12.9.2001, 99/13/0166). 

ScheingeschScheingeschääfte/Scheinhandlungenfte/Scheinhandlungen
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Rechtsmissbrauch Rechtsmissbrauch -- §§ 22 BAO22 BAO

Zum Unterschied von Scheingeschäften erzeugen 
rechtsmissbräuchlich gesetzte Steuerumgehungsgeschäfte 
zivilrechtliche Rechtsfolgen. Denn gerade durch zivilrechtlich 
gültige Handlungen, wie die Darlehensvergabe im eigenen 
Namen, wird der Tatbestand des § 22 BAO erfüllt, wenn 
solche Handlungen in der Absicht gesetzt werden, dadurch 
die Abgabepflicht zu umgehen oder zu vermindern (VwGH
18.10.2006, 2003/13/0031). 
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StStäändige ndige JudikaturJudikatur (z.B. (z.B. VwGHVwGH 10.5.88, 87/14/0084)10.5.88, 87/14/0084)

Als Missbrauch anzusehen ist eine rechtliche Gestaltung, die im Als Missbrauch anzusehen ist eine rechtliche Gestaltung, die im 
Hinblick auf den angestrebten wirtschaftlichen Erfolg ungewHinblick auf den angestrebten wirtschaftlichen Erfolg ungewööhnlich hnlich 
und unangemessen ist und ihre Erklund unangemessen ist und ihre Erkläärung nur in der Absicht der rung nur in der Absicht der 
Steuervermeidung findet.Steuervermeidung findet.

Es ist zu prEs ist zu prüüfen, ob der gewfen, ob der gewäählte Weg hlte Weg noch sinnvollnoch sinnvoll erscheint, erscheint, 
wenn man den wenn man den abgabensparendenabgabensparenden Effekt wegdenkt, oder ob er Effekt wegdenkt, oder ob er 
ohne das Resultat der Steuerminderung einfach unverstohne das Resultat der Steuerminderung einfach unverstäändlich ndlich 
wwääre.re.

(Beachtliche au(Beachtliche außßersteuerliche Grersteuerliche Grüünde knde köönnen den nnen den 
Rechtsmissbrauchsvorwurf vermeiden)Rechtsmissbrauchsvorwurf vermeiden)

Rechtsmissbrauch Rechtsmissbrauch -- §§ 22 BAO22 BAO
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VwGH 18.10.2006, 2003/13/0031
(Guernsey-Finanzierungsgesellschaft)

S-Treasury
Ltd.

L-AG

Konzerngesellschaften

Zinsen

Dividenden

1993, 1994

Rechtsmissbrauch Rechtsmissbrauch -- §§ 22 BAO22 BAO
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EinkEinküünftezurechnungnftezurechnung

Die Die EinkEinküünftezurechnungnftezurechnung erfolgt nach Maerfolgt nach Maßßgabe der Regelungen gabe der Regelungen 
des nationalen Steuerrechts; sie ist grundsdes nationalen Steuerrechts; sie ist grundsäätzlich nicht tzlich nicht 
Gegenstand der DBA (BFH 4.4.2007, IR 110/05); daher auch Gegenstand der DBA (BFH 4.4.2007, IR 110/05); daher auch 
nicht Gegenstand des EGV.nicht Gegenstand des EGV.

Zurechnungssubjekt ist derjenige, der aus der TZurechnungssubjekt ist derjenige, der aus der Täätigkeit das tigkeit das 
Unternehmerrisiko trUnternehmerrisiko träägt, der also die Mgt, der also die Mööglichkeit besitzt, die glichkeit besitzt, die 
sich ihm bietenden Marktchancen auszunsich ihm bietenden Marktchancen auszunüützen, Leistungen zu tzen, Leistungen zu 
erbringen oder zu verweigern. Die rechtliche Gestaltung ist erbringen oder zu verweigern. Die rechtliche Gestaltung ist 
dabei nur madabei nur maßßgebend, wenn sich in wirtschaftlicher gebend, wenn sich in wirtschaftlicher 
Betrachtungsweise nichts anderes ergibt (Betrachtungsweise nichts anderes ergibt (RzRz 104 104 EStREStR). ). 
EinkEinküünfte sind sonach dem tatsnfte sind sonach dem tatsäächlichen Trchlichen Trääger der ger der 
ErwerbstErwerbstäätigkeit zuzurechnen (tigkeit zuzurechnen (VwGHVwGH 10.12.1997, 93/13/0185). 10.12.1997, 93/13/0185). 

EinkEinküünfte aus Kapitalvermnfte aus Kapitalvermöögen und aus Vermietung und gen und aus Vermietung und 
Verpachtung sind demjenigen zuzurechnen, der zur Nutzung der Verpachtung sind demjenigen zuzurechnen, der zur Nutzung der 
VermVermöögenswerte berechtigt ist (genswerte berechtigt ist (RzRz 106 106 EStREStR).).

1212

Nl-BV

GB-Plc

Gewinnausschüttung

Beteiligungs-
veräußerung
31.3.1988

5% KESt

KEStfrei

EinkEinküünftezurechnungnftezurechnung

VwGH 10.12.1997, 93/13/018510.12.1997, 93/13/0185
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aus aus VwGHVwGH 10.12.1997, 93/13/018510.12.1997, 93/13/0185
„„Fraglich kann nur sein, ob die Gesellschaft tatsFraglich kann nur sein, ob die Gesellschaft tatsäächlich den Zwecken dient, chlich den Zwecken dient, 
die vorgegeben werden. Wenn dies zu verneinen ist, wenn etwa diedie vorgegeben werden. Wenn dies zu verneinen ist, wenn etwa die
Gesellschaft am Erwerbsleben nicht in der erklGesellschaft am Erwerbsleben nicht in der erkläärten Art und Weise rten Art und Weise 
teilnimmt oder teilnimmt oder nichtnicht zwischengeschaltet zwischengeschaltet sinnvolle Funktionensinnvolle Funktionen erferfüüllt, sind llt, sind 
die Ergebnisse der entfalteten Tdie Ergebnisse der entfalteten Täätigkeit nicht der Gesellschaft, sondern tigkeit nicht der Gesellschaft, sondern den den 
tatstatsäächlichen Trchlichen Träägern der Erwerbstgern der Erwerbstäätigkeittigkeit zuzurechnen.zuzurechnen.““

„„Mangels entsprechender Feststellungen ....lMangels entsprechender Feststellungen ....läässt sich aber die Frage, ob die sst sich aber die Frage, ob die 
im Beschwerdefall von der inlim Beschwerdefall von der inläändischen GmbH erfolgte ndischen GmbH erfolgte 
DividendenausschDividendenausschüüttung zur Recht nicht der Beschwerdefttung zur Recht nicht der Beschwerdefüührerin hrerin 
zugerechnet wurde zugerechnet wurde –– diesfallsdiesfalls bestbestüünde fnde füür eine Anwendung des Art. 10 r eine Anwendung des Art. 10 
DBADBA--NL kein Raum, weshalb sich die Frage einer Vereinbarkeit einer NL kein Raum, weshalb sich die Frage einer Vereinbarkeit einer 
inlinläändischen Umgehungsschutzbestimmung mit dem diesbezndischen Umgehungsschutzbestimmung mit dem diesbezüüglichen glichen 
zwischenstaatlichen Abkommensrecht nicht stellte zwischenstaatlichen Abkommensrecht nicht stellte –– nicht abschlienicht abschließßend end 
beurteilen.beurteilen.““

EinkEinküünftezurechnungnftezurechnung

1414

Verdeckte AusschVerdeckte Ausschüüttung ttung üüber Zypern (EAS.624 und 1559)ber Zypern (EAS.624 und 1559)

EinkEinküünftezurechnungnftezurechnung



OECDOECD--FallstudieFallstudie
Transfer von Markennamen in eine Transfer von Markennamen in eine 

„„Shell CompanyShell Company““

aus aus Abs. 217 bis 219 des OECD Berichtes
Transfer Pricing Aspects of Business Restructurings

1515

www.oecd.org –> by department –> Centre for Tax Policy and Administration

EAS-Suche:  www.bmf.gv.at -> Steuern ->Findok -> gezielte Suche
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Vor der UmstrukturierungVor der Umstrukturierung

Ein internationaler Konzern erzeugt und vertreibt Produkte, Ein internationaler Konzern erzeugt und vertreibt Produkte, 
deren Wert nicht so sehr durch die technische Ausgestaltung deren Wert nicht so sehr durch die technische Ausgestaltung 
als vielmehr durch den Markennamen bestimmt wird. Der als vielmehr durch den Markennamen bestimmt wird. Der 
Konzern mKonzern mööchte sich von seinen Mitbewerbern durch die chte sich von seinen Mitbewerbern durch die 
Entwicklung hochwertiger Markennamen abheben und hat Entwicklung hochwertiger Markennamen abheben und hat 
hierfhierfüür eine sorgfr eine sorgfäältig durchdachte und teure Werbestrategie ltig durchdachte und teure Werbestrategie 
entwickelt. Die Markennamen gehentwickelt. Die Markennamen gehöören der Aren der A--Gesellschaft in Gesellschaft in 
Staat A. Staat A. 

Entwicklung, Erhaltung und Umsetzung der weltweiten Entwicklung, Erhaltung und Umsetzung der weltweiten 
Werbestrategie stellen die wesentlichen Werbestrategie stellen die wesentlichen 
WertschWertschööpfungsfaktoren des Konzerns dar; hierfpfungsfaktoren des Konzerns dar; hierfüür zustr zustäändig ndig 
sind 125 Mitarbeiter in der Zentrale der Asind 125 Mitarbeiter in der Zentrale der A--GesellschaftGesellschaft

OECDOECD-- FallstudieFallstudie
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Der Markenwert schlDer Markenwert schläägt sich in hgt sich in hööheren Produktverkaufspreisen heren Produktverkaufspreisen 
nieder. Die Zentrale der Anieder. Die Zentrale der A--Gesellschaft erbringt auch Gesellschaft erbringt auch 
zentralisierte Dienstleistungen fzentralisierte Dienstleistungen füür die Konzerngesellschaften r die Konzerngesellschaften 
(z.B. Personalentwicklung, Rechts(z.B. Personalentwicklung, Rechts-- und Steuerberatung).und Steuerberatung).

Die Die ProdukteProdukte werdenwerden von von KonzerngesellschaftenKonzerngesellschaften auf auf GrundGrund von von 
LohnfertigungsvertrLohnfertigungsverträägengen mitmit derder AA--GesellschaftGesellschaft hergestellthergestellt..

DerDer VertriebVertrieb erfolgterfolgt durchdurch KonzerngesellschaftenKonzerngesellschaften, die , die diedie
ProdukteProdukte von von derder AA--GesellschaftGesellschaft einkaufeneinkaufen. . 

Die von Die von derder AA--GesellschaftGesellschaft nachnach AbzugAbzug von von fremdfremdüüblichenblichen
VergVergüütungentungen an die an die LohnfertigerLohnfertiger und an die und an die VertreiberVertreiber erzieltenerzielten
GewinneGewinne werdenwerden alsals AbgeltungAbgeltung ffüür die r die immateriellenimmateriellen WerteWerte, die , die 
WerbeaktivitWerbeaktivitäätenten und die und die zentralenzentralen DienstleistungenDienstleistungen derder AA--
GesellschaftGesellschaft beurteiltbeurteilt. . 

OECDOECD-- FallstudieFallstudie
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KonzernumstrukturierungKonzernumstrukturierung::

ImIm ZugeZuge einereiner KonzernrestrukturierungKonzernrestrukturierung werdenwerden die die 
MarkennamenMarkennamen von von derder AA--GesellschaftGesellschaft an die in an die in StaatStaat Z Z 
((NiedrigsteuerlandNiedrigsteuerland) ) neuneu gegrgegrüündetendete ZZ--GesellschaftGesellschaft gegengegen
ZahlungZahlung einereiner PauschalvergPauschalvergüütungtung üübertragenbertragen. . 

NachNach erfolgtererfolgter RestrukturierungRestrukturierung erherhäältlt die Adie A--GesellschaftGesellschaft ffüür r 
ihreihre DienstleistungenDienstleistungen, die , die siesie derder ZZ--GesellschaftGesellschaft und und allenallen
üübrigenbrigen KonzerngesellschaftenKonzerngesellschaften erbringterbringt, , eineeine nachnach derder
KostenaufschlagsmethodeKostenaufschlagsmethode ermittelteermittelte VergVergüütungtung. Die . Die EntgelteEntgelte
derder konzernzugehkonzernzugehöörigenrigen LohnfertigerLohnfertiger und und 
VertriebsgesellschaftenVertriebsgesellschaften bleibenbleiben unverunveräändertndert. . 

OECDOECD-- FallstudieFallstudie
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Die Die GewinneGewinne, die , die nachnach AbgeltungAbgeltung derder LeistungenLeistungen derder
LohnfertigerLohnfertiger, , derder VertriebsgesellschaftenVertriebsgesellschaften und und derder ZentraleZentrale derder
AA--GesellschaftGesellschaft verbleibenverbleiben, , fliefließßenen an die Zan die Z--GesellschaftGesellschaft..

Die ZDie Z--Gesellschaft wird von einer lokalen Treuhandgesellschaft Gesellschaft wird von einer lokalen Treuhandgesellschaft 
verwaltet. Sie hat keine eigenen Mitarbeiter (Dienstnehmer verwaltet. Sie hat keine eigenen Mitarbeiter (Dienstnehmer 
oder Direktoren), die berechtigt woder Direktoren), die berechtigt wäären oder die Befren oder die Befäähigung higung 
hhäätten, die Risiken zu beherrschen, die mit der strategischen tten, die Risiken zu beherrschen, die mit der strategischen 
Fortentwicklung der Markennamen zusammenhFortentwicklung der Markennamen zusammenhäängen. Sie hat ngen. Sie hat 
auch weder die finanzielle noch die wirtschaftliche Kapazitauch weder die finanzielle noch die wirtschaftliche Kapazitäät, t, 
solche Risiken zu tragen. solche Risiken zu tragen. 

Hochrangige FunktionHochrangige Funktionääre der Zentrale der Are der Zentrale der A--Gesellschaft Gesellschaft 
fliegen einmal pro Jahr in den Staat Z, um formell die fliegen einmal pro Jahr in den Staat Z, um formell die 
rechtsgrechtsgüütligentligen Entscheidungen zu treffen, die fEntscheidungen zu treffen, die füür die Fr die Füührung hrung 
der Gesellschaft erforderlich sind. Vor den in Staat Z der Gesellschaft erforderlich sind. Vor den in Staat Z 
stattfindenden Sitzungen wird die Entscheidungsfindung in der stattfindenden Sitzungen wird die Entscheidungsfindung in der 
Zentrale der AZentrale der A--Gesellschaft vorbereitet. Gesellschaft vorbereitet. 

OECDOECD-- FallstudieFallstudie
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Der Konzern beurteilt diese von der Zentrale der ADer Konzern beurteilt diese von der Zentrale der A--
Gesellschaft ausgeGesellschaft ausgeüübten Aktivitbten Aktivitääten als Dienstleistungen ten als Dienstleistungen 
gegengegenüüber der Zber der Z--Gesellschaft. Sie werden wie die als zentrale Gesellschaft. Sie werden wie die als zentrale 
Dienstleistungen gegenDienstleistungen gegenüüber allen Konzerngesellschaften ber allen Konzerngesellschaften 
erbrachten Dienstleistungen (z.B. Personalentwicklung, Rechtserbrachten Dienstleistungen (z.B. Personalentwicklung, Rechts--
und Steuerberatung) in Anwendung der und Steuerberatung) in Anwendung der 
Kostenaufschlagsmethode vergKostenaufschlagsmethode vergüütet.  tet.  

Die Die EntwicklungEntwicklung, , ErhaltungErhaltung und und UmsetzungUmsetzung derder weltweitenweltweiten
WerbestrategienWerbestrategien werdenwerden nachnach wiewie vorvor von von denselbendenselben
MitarbeiternMitarbeitern in in derder ZentraleZentrale derder AA--GesellschaftGesellschaft erbrachterbracht und und 
werdenwerden auf Costauf Cost--PlusPlus--Basis Basis vergvergüütettet. . 

OECDOECD-- FallstudieFallstudie
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A-Gesellschaft

Produktions-
gesellschaft

Vertriebs-
gesellschaftUmsatz

500

Fertigungslohn
50

Werbung  und 
andere Kosten

120

Gewinn  
500-170 

= 330

VOR  UMSTRUKTURIERUNG 
Gewinn = 330
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A-Gesellschaft

Produktions-
gesellschaft

Vertriebs-
gesellschaft

Umsatz
500

Fertigungslohn
50

Werbung  und 
andere Kosten

120

Gewinn  500 + 
100 - 400 – 120 

-50 = 30

NACH  UMSTRUKTURIERUNG 
Gewinn = 30 (ca 25%)

Z-Ges.

Marken-
lizenzgebühr

400

Dienst-
leistung100
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Die Die VertrVerträägege zwischenzwischen ZZ--GesellschaftGesellschaft und Aund A--
GesellschaftGesellschaft sindsind rechtsgrechtsgüültigltig zustandezustande gekommengekommen..

ScheingeschScheingeschääftft??

RechtsmissbrauchRechtsmissbrauch??

NichtanerkennungNichtanerkennung des des zivilrechtlichzivilrechtlich stattgefundenenstattgefundenen
EigentumsEigentumsüübergangesberganges an den an den MarkenrechtenMarkenrechten? ? 

EntgeltEntgelt ffüür r MarkenrechtsMarkenrechtsüübertragungbertragung ((z.Bz.B. 420) . 420) 
erherhööhenhen? (? (HinweisHinweis auf EAS.2204)auf EAS.2204)

MarkenlizenzgebMarkenlizenzgebüührhr (400) (400) reduzierenreduzieren??

OECDOECD-- FallstudieFallstudie


